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Stuttgart, den 12.11.2025 

Stellungnahme zur Verlängerung der Mietpreisbegrenzungsverordnung 

Baden-Württemberg, der Kappungsgrenzen- und 

Kündigungssperrfristverordnung Baden-Württemberg 

 

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Müller, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu den Entwürfen der 

genannten Verordnungen und kommen der Aufforderung des Ministeriums 

für Landesentwicklung und Wohnen vom 21. Oktober 2025 gerne nach. 

Im Zentrum unserer Betrachtung steht die praktische Erfahrung aus der 

Arbeit mit Menschen in sozialen Notlagen. Menschen mit geringem 

Einkommen, in Armut, gesundheitlichen Krisen oder mit Behinderung sind 

auf den angespannten Wohnungsmärkten in Baden-Württemberg 

besonders benachteiligt. Sie konkurrieren zunehmend mit Haushalten 

mittlerer Einkommen um den knappen bezahlbaren Wohnraum. Wenn sich 

etwa ein Mensch aus der Wohnungslosenhilfe mit einer alleinerziehenden 

Mutter, einer Supermarktkassiererin oder einem Polizisten im einfachen 

Dienst um dieselbe Wohnung bewirbt, wird deutlich: Die Chancen auf eine 

erfolgreiche Wohnungsvermittlung sind für unsere Klientinnen äußerst 

gering. Der Wohnungsmarkt trägt so zur sozialen Exklusion bei. 

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir ausdrücklich alle Maßnahmen, die 

zur Entspannung des Mietwohnungsmarkts beitragen und die Situation 

unserer Klientinnen verbessern. 

Mietpreisbegrenzungsverordnung und Kappungsgrenzenverordnung 

Die Initiative des Landes zur Verlängerung der bestehenden 

Mietpreisbegrenzungsverordnung sowie der Kappungsgrenzenverordnung 

bis zum 31. Dezember 2029 wird von uns im Grundsatz ausdrücklich 

begrüßt. Mit der letzten Verlängerung wurde ein zentrales Versäumnis des 

Bundesgesetzgebers zumindest vorübergehend korrigiert. Die Verlängerung 
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der Mietpreisbremse bis Ende 2029 ist entsprechend nun folgerichtig und 

notwendig, um der Preisdynamik bei den Angebotsmieten langfristig ein 

wirksames Instrument entgegenzusetzen. 

Kritisch sehen wir jedoch die geplante Neuordnung der Gebietskulisse. 

Nach derzeitigem Stand würde eine Vielzahl von Städten und Gemeinden 

aus der Mietpreisbremse herausfallen, die in der Vergangenheit von dieser 

profitiert haben. Durch den Herausfall aus der Mietpreisbremse werden die 

Mieten in diesen Städten und Gemeinden unserer Einschätzung nach 

wieder sehr schnell und stark steigen. Damit würden die in der 

Vergangenheit erzielten Erfolge bei der Mietpreisentwicklung verloren 

gehen. Im Sinne der Nachhaltigkeit wäre ein Bestandsschutz für die 

betroffenen Städte und Gemeinden bzw. ein Verbleib dieser in der 

Gebietskulisse aus unserer Sicht notwendig. 

Gleichzeitig möchten wir darauf hinweisen, dass selbst die ortsübliche 

Vergleichsmiete für viele Menschen mit niedrigem Einkommen oder 

sozialen Problemlagen bereits nicht mehr bezahlbar ist. Ohne ergänzende 

Leistungen wie Wohngeld oder Kostenübernahme durch die 

Grundsicherung ist es für viele unserer Klient*innen kaum möglich, eine 

Wohnung zu finden oder zu halten. Diese Problematik bleibt auch durch 

eine empfohlene Anpassung der vorliegenden Maßnahmen weitgehend 

unberührt. 

Kündigungssperrfristverordnung 

Angesichts der zunehmenden Verdrängung vulnerabler Gruppen aus 

bestehenden Mietverhältnissen begrüßen wir ausdrücklich die 

Verlängerung der Kündigungssperrfristverordnung bis zum 31. Dezember 

2029. Sie stellt ein wichtiges Instrument zum Schutz vor 

wohnungsbedingter Verdrängung dar. 

Weiterer Handlungsbedarf 

Die vorliegenden Entwürfe stellen aus Sicht der Liga der Freien 

Wohlfahrtspflege im Grundsatz wichtige Schritte zur Sicherung bestehender 

mietrechtlicher Instrumente dar. Die geplante Verkleinerung der 

Gebietskulisse für die Mietpreisbremse konterkariert diesen Ansatz. Sie 

schwächt den Schutz ausgerechnet in einer Phase, in der der Druck auf die 

Wohnungsmärkte weiter zunimmt – mit besonders gravierenden Folgen für 

Menschen in Armut, in prekären Lebenslagen oder ohne Wohnung. Klar ist: 

Die Instrumente reichen nicht aus, um der Wohnungsnot im Land wirksam 

zu begegnen. Mit Blick auf die kommende Legislaturperiode müssen weitere 

Weichen gestellt werden, um den Bestand an sozialem Wohnraum zu 

sichern und neuen zu schaffen. 

Dazu braucht es einen umfassenden Instrumentenmix aus ordnungs-, bau- 

und mietrechtlichen Maßnahmen sowie eine deutliche Stärkung der 

Förderung des sozialen Wohnungsbaus. Besonders angesichts der 

Herausforderungen im Neubau – wie hohe Kosten, bürokratische Hürden 

und ökologische Auswirkungen – sehen wir in der strukturierten 
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Erschließung von Leerständen einen wirksamen und erprobten Hebel zur 

Schaffung von Wohnraum für benachteiligte Menschen. 

In diesem Zusammenhang schließen wir uns ausdrücklich den Impulsen der 

Caritas BW und der Diakonie BW zur Mobilisierung von Wohnraum an. 

Diese basieren auf langjähriger Erfahrung und erfolgreichen Projekten der 

Freien Wohlfahrtspflege. Sie zeigen, dass dieses Engagement nicht nur 

ausgebaut, sondern Leerstanderschließung als eigenständiger Baustein 

neben Neubau und sozialer Wohnraumförderung etabliert werden sollte. 

Ebenso fordern wir einen besseren Schutz für die Mieter vor betrügerischen 

Eigenbedarfskündigungen. Der Deutsche Mieterbund schätzt, dass bis zur 

Hälfte aller Eigenbedarfskündigungen in den großen Städten fragwürdig 

sind. Eine hohe Hürde, um gegen diese vorzugehen, sehen wir in dem 

Umstand, dass die Beweislast beim Mieter liegt. Betrügerische 

Eigenbedarfskündigungen erzeugen eskalierende soziale Folgekosten: 

Verdrängung, Wohnungsverlust, steigender Beratungsbedarf, Budgetdruck 

in kommunalen Hilfesystemen. Mit Maßnahmen wie der Invertierung der 

Nachweispflicht, einer landesweiten zentralen Prüf- und Meldestelle, der 

Einführung eines Nutzungsnachweises sowie der Stärkung der Beratungs- 

und Rechtsschutzstruktur könnten Abhilfe geschaffen werden. 

Hier finden Sie das Konzeptpapier zur Mobilisierung von Wohnraum  

- in der Kurzfassung: https://www.caritas-rottenburg-

stuttgart.de/cms/contents/caritas-rottenburg-

s/medien/dokumente/was-wir-sagen/kurzfassung-

mobilisi/2025_4kwv_kurzfassung_konzeptpapier.pdf?d=a&f=pdf  

- in der Langfassung: https://www.caritas-rottenburg-

stuttgart.de/cms/contents/caritas-rottenburg-

s/medien/dokumente/was-wir-sagen/konzeptpapier-

mobili/2025_4kwv_konzeptpapier_mobilisierung_von_wohnraum_v3.

pdf?d=a&f=pdf  

Zur Rücksprache stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

 

       

Beatrix Vogt-Wuchter                           Heiner Heizmann 

Vorstandsvorsitzende               Liga-Ausschuss Armut- und Existenzsicherung 
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